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Erläuternde Bemerkungen
zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Tiroler Freizeitwohnsitzabgabegesetz geändert wird

A.
Die vorliegende Novelle zum Tiroler Freizeitwohnsitzabgabegesetz steht im Zusammenhang mit dem
Entwurf einer Novelle zum Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 und zur Tiroler Bauordnung 2018, der
seinerseits begleitend zur vom Tiroler Landtag am 19. Mai 2021 beschlossenen Novelle zum Tiroler
Privatzimmervermietungsgesetz erforderlich geworden ist.
In diesem Sinn beschränkt sich die Freizeitwohnsitzabgabegesetz-Novelle auf die Anpassung der
Ausnahmetatbestände vom Freizeitwohnsitzbegriff in Bezug auf die Privatzimmervermietung und die
Ferienwohnungen korrespondierend mit der vorerwähnen Raumordnungsgesetz-Novelle. Da der
Freizeitwohnsitzbegriff nach dem Tiroler Freizeitwohnsitzabgabegesetz jenem des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 2016 entspricht, soll § 2 Abs. 1 lit. c und d leg.cit. in Übereinstimmung mit § 13
Abs. 1 lit. c und d jenes Gesetzes (vgl. dessen Art. 1 Z 1 in der vorliegenden Entwurfsfassung) neu gefasst
werden (Z1). Gleiches gilt für den Folgesatz in dieser Bestimmung (Z 2).
Gesetzestechnisch soll die Freizeitwohnsitzabgabegesetz-Novelle eigenständig einer parlamentarischen
Behandlung zugeleitet werden, weil diese dem Einspruchsrecht des Bundes nach Art. 9 Abs. 2 des
Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 unterliegt und daher nach § 9 Abs. 3 leg.cit nur mit ausdrücklicher
Zustimmung der Bundesregierung bzw., wenn eine solche Zustimmung nicht erfolgt, nur dann
kundgemacht werden darf, wenn die Bundesregierung innerhalb der achtwöchigen Einspruchsfrist keinen
mit Gründen versehenen Einspruch erhebt.

B.
Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers zur Erlassung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden
Gesetzes ergibt sich aus § 8 Abs. 1 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 in Verbindung mit § 16 Abs. 1
Z 4 und Abs. 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2017.

C.
Mit der Erlassung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden Gesetzes sind weder für das Land
Tirol noch für den Bund oder die Gemeinden finanzielle Auswirkungen verbunden.


